
 

 

 

 

 

 

 

24.02.2021 

 

Informationen für Eltern 

deren Kinder in Kindertageseinrichtungen betreut werden 

 

Informationen für Träger, Leitungen, Personal 

von Kindertageseinrichtungen 

 

Eingeschränkter Regelbetrieb:  

Anträge auf Kinderkrankengeld, Regelungen 
für Beamtinnen und Beamte sowie Betreuungs-
entschädigung für Selbständige und Freiberuf-
ler 

 

Mit Schreiben vom 16.02.2021 wurde über die Rückkehr zum eingeschränkten Regel-

betrieb in den Kindertageseinrichtungen ab dem 22.02.2021 informiert.  

 

Im Zusammenhang mit dem eingeschränkten Regelbetrieb und der damit zur Umset-

zung der Infektionsschutzmaßnahmen einhergehenden Kürzung des Betreuungsum-

fangs um 10 Stunden gibt es möglicherweise Fragen zu den bisher vorgesehenen Ent-

lastungsmaßnahmen für Familien.  

 



 

 

 

Für den zurückliegenden Zeitraum seit dem 05.01.2021 können nach wie vor Anträge 

auf Kinderkrankengeld gestellt werden, sofern erwerbstätige Eltern und ihre Kinder 

gesetzlich versichert sind. Für Beamtinnen und Beamte gelten entsprechende Rege-

lungen der Freistellungs- und Urlaubsverordnung.  

 

Selbständig und freiberuflich tätige Eltern können ihre Anträge auf Betreuungsentschä-

digung ab sofort online bei den Bezirksregierungen einreichen. Auch hier gilt die rück-

wirkende Regelung. 

 

Eine Inanspruchnahme der Entlastungsmaßnahmen kommt auch für die Zukunft wei-

terhin in Betracht, denn der eingeschränkte Regelbetrieb erfüllt grundsätzlich weiterhin 

die gesetzlichen Voraussetzungen dieser Maßnahmen. Ob deren Inanspruchnahme 

in der jeweiligen persönlichen Lage günstig ist, hängt jedoch stark von individuellen 

arbeitsvertraglichen Regelungen (Teilzeit, Vollzeit, Schichtdienst etc.), etwaigen Tarif-

verträgen oder dienstrechtlichen Begebenheiten ab. Ansprechpartner für Fragen sind 

daher in erster Linie Arbeitgeber/Personalabteilungen. In Bezug auf das Kinderkran-

kengeld können gesetzlich Versicherte darüber hinaus auch eine individuelle Beratung 

bei der gesetzlichen Krankenversicherung in Anspruch nehmen. 

 

 

Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration 

des Landes Nordrhein-Westfalen 


